
II- 3 'f IJ 6 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

Bundesministerium'für 
Land:'" und Förstwirtscnaft 

": "'Zl'o 62o'525-G/74 " 
:',' " 

Xl11. Gt:tieb::g~bungsperiode -

Wien, 197~0910 
,"', 

B e a n t ",W 0 r tun @L. 
. . . '.:. 

,.~-: ':.". "1 , 

der schriftlichen parlamentarischen Anfrage der AbgeordneteI1:.:Lc 
zum Nationalr,at REGENSBURGER und Genoss.en, (ÖVP), Nro179'!/~,.:·,..~_; 
vom 120 Juli 1974, betreffend Dienstfreisteilung in dEin l :~.';;,:o;),. 
Bundes forsten'.: . ,.;1 j:~r <'); 

- ,~. . 

A'\J.ft-age: 
.-..- . , •... ~I .' ::"' . .1' ~j ;-::.1" ' .. t ~./!;:.tt 

Wie", :werden die .Dienstfreistel,l ungen für Bürgermeister, ',.!. ", 

.• ~ ,- .' -'"' .... '. . :.:'.:':- ~-:i.. :-; C t~· 

Bürgerme.isterstell vertreter , Stadträte, Gerneindeyorstana's':" - '.' 
mitgli.eder und Gemei'nderäte bei den Österreich:ischen Bund~~:c. 

-," , .. 1": --; , ~;. ":''':' 

forsten gehandhabt? 
.; :(i!' 

" " ,~, •• 'I ,"" • 

'Antwö'rf: 'j' ! 
;.' ,.~ " .... : 

.. :; ........ 

Nach Art 0 . 59 Abs 0 2 B-VGbedürferi 'öffentliche Angest~ll te. 
zur Ausübung eines Mandates im Nationalrat oder im Bundesrat 
keines Urlaubeso Bewerben sie sich um Mandate im National­
rat, ist ihnen die dazu erforderlicha Zeit zu gewähreno 
Art 0 95 Abso 5 B-VG führt aus, daß öirentlichen Angestellten, 
im Falle sie sich um ein Mandat in einem Landtage bewerben 
oder zu Abgeordneten eines Landtages gewählt werden, die für 
die Bewerbung um ein Landtagsmandat oder die Ausübung eines 
solchen erforderliche freie Zeit zu gewähren isto Im übrigen 
\'lird auf die Dienstvorschriften hingewieseno 

In der Bundesforste-Dienstordnung, BGBloNro 201/1969, in der 
geltenden Fassung, ist eine ausdrückliche Regelung der Frage 
der Dienstfreistellung für Bürgermeister, Bürgermeisterstell­
vertreter, Stadträte, Gemeindevorstandsmitglieder und 
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Gemeinderäte nicht·· entbal teno Für die Ausübung eines Mandates 
zu' einer Gemeindevertretung oder für die Ausübung emer li\.mkto eines 
Bürgermeisters (Bürgermeisterstellvertreters) besteht daher 
kein Anspruch auf Dienstfreistellungo Diese Rechtsansicht 
wurde aucb schon im Rundscbreiben des Bundeskanzleramtes 
vom 160 September 1949, Zlo 430726-3/1949, vertreteno 

Icn möchte a~er darauf hinweisen, daß die gegenständlicbe 
.'f .-. > ,.' ,. 

Ange:LegenheitimBereich der Österreichischen Bundesforste 
bisb~r ri@' e:±-ne;;-rs!~'br untergeordnete Rolle gespielt hat und 
daß bisher nie Schwierigkeiten entstanden sindo Anläßlich 
einer im Jahre 1968 durcbgeführten Erhebung wurde festge- ~ 

stellt, daß 28 Bedienstete der Österreicbischen Bundesforste­
die Tätigkeit -von Org~nel;l;-ode:r;',J'1andataren einer Gemeindever­
t:t'etung, ,ausgeübt baben.o Von diesen wurden 5 Bedienstete für 
die Ausübung ihrerFunk~ion,j,.m 1Jpbedingt erforderlichen' 
Ausmaß vom Dienst fr~igestellto Die übrigen Dienstnebmer 

. ':~haben nicht um DienstfreisteIlung angesucbt 0 

In jenen Fällen, die an die Generaldirektion herangetragen 
wurden, wurde die erforderliche DienstfreisteIlung ge't',äbrt., 
soferne die entfallende Arbeitszeit eingearbeitet wurdeo 

( .... 

Der Bundesminister: 
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